
WIRTSCHAFT + UMWELTwww.taz.de

oeko@taz.de08 MONTAG, 24. JUNI 2013  TAZ.DIE TAGESZEITUNG

NACHRICHTEN

DEUTSCHER HONIG WIRD KNAPP

Langer Winter macht Bienen zu schaffen
MÜNSTER | Die Honigernte im
Frühjahr ist wegen des langen
Winters bundesweit schlechter
ausgefallenalsüblich.Wegender
langen Kälteperiode haben die

STELLENABBAU

Commerzbank
will Ältere halten
FRANKFURT | Bei ihrem jüngst
beschlossenen Abbau von rund
5.200 Stellen will die Commerz-
bank nach Worten von Personal-
vorstandUlrichSieberältereMit-
arbeiter halten. Die Abfindungs-
regeln für langjährige Mitarbei-
ter seien daher weniger attraktiv
als früher, sagte Sieber der
Frankfurter Allgemeinen Sonn-
tagszeitung und fügte hinzu:
„Wir brauchen Erfahrungswis-
sen, deshalb wollen wir auch äl-
tere Mitarbeiter im Unterneh-
men halten.“ Die Gewerkschaft
Ver.di hatten den Stellenabbau
scharf kritisiert. (dpa)

BRANDRODUNGEN UND SMOG

Malaysia ruft
Notstand aus
BANGKOK | Der dichte Smog
über Teilen Südostasiens infolge
der Brandrodungen in Indonesi-
en und der daraus folgenden
Luftverschmutzung hält an. Nun
hat Malaysia für zwei Distrikte
im Bundesstaat Johor den Not-
stand ausgerufen. Die Bewohner
seien aufgefordert worden, bei
geschlossenen Fenstern zu Hau-
se zu bleiben, hieß es. Kurz zuvor
hatten die Behörden des Stadt-
staates Singapur erklärt, die
durch die Rauchpartikel verur-
sachte Luftverschmutzung habe
ein bislang noch nie dagewese-
nes Level erreicht. (epd)

ÖLEXPORTEUR RUSSLAND

China sichert sich Öl
für 270 Milliarden
ST. PETERSBURG |Derweltgrößte
Ölexporteur Russland hat einen
Liefervertrag über 270 Milliar-
den Dollar mit der energiehung-
rigen Volksrepublik China abge-
schlossen. Der staatlich kontrol-
lierte russische Energiegigant
Rosneft wird nach Unterneh-
mensangaben ab Mitte dieses
Jahrzehnts 25 Jahre lang zusätz-
lich 300.000 Barrel (ein Barrel
entspricht 159Liter) proTagnach
China liefern. Damit verdoppelt
Russland seine Ausfuhren dort-
hin. Eshandelt sichumeinender
größten Verträge in der Ge-
schichte der Ölindustrie. (rtr)

Bund und Länder stellen für
die Beseitigung der Schäden in
den Hochwassergebieten bis zu
acht Milliarden Euro bereit. Der
Fluthilfefonds soll Privathaus-
halten, Unternehmen sowie
Städten und Gemeinden zugute
kommen. Der Fonds soll ein-
springen, wenn Schäden nicht
durch Versicherungen oder über
andere Wege abgesichert sind.

„Wir fordern,vomHochwasser
betroffenenBauernzuhelfen, in-
dem sie 500 Euro pro Hektar als
Soforthilfe bekommen“, sagte
Rukwied. So könnten sie Futter
für ihre Tiere kaufen, laufende
Rechnungen zahlen und den Be-
trieb weiterführen. „Da stehen
ExistenzenaufdemSpiel.“Allein
die Schäden an Gebäuden und
Betriebseinrichtungen würden
auf mindestens 100 Millionen
Euro geschätzt.

Problematisch ist die Lage
auch für Bauern, derenWeideflä-
chen überflutet wurden – selbst
wenn das Wasser wieder abge-
laufen ist. Kühe und Pferde dür-
fen erstwiederweiden,wenndie
Ämter die untersuchten Wiesen
wieder freigeben. Möglich ist,
dass Weiden noch monatelang
gesperrt blieben. Dann müssen
die Bauern auf Reserven zurück-
greifen. Zudem können sie auf
überfluteten Wiesen kein Heu
für den nächsten Winter ernten,
um Vorräte anzulegen.

Besonders betroffen ist Sach-
sen-Anhalt, wo nach einem
Dammbruch bei Fischbeck die
Elbe weit ins Hinterland fließen
konnte. In dem Bundesland sind
etwa zehn Prozent der landwirt-
schaftlichen Nutzfläche überflu-
tet worden – in vorindustriellen
Zeiten hätten solche Ertragsein-

Mehrere Ernten fallen aus
KATASTROPHE Das Hochwasser an Elbe, Saale und Donau hat vor allemWiesen und Äcker
überflutet. Der Schaden für die Landwirte könnte eine halbe Milliarde Euro betragen

VON RICHARD ROTHER

BERLIN taz | Der Bauernverband
befürchtet noch höhere Verluste
für die Landwirte in den deut-
schen Hochwassergebieten und
macht sich für schnelle Sofort-
hilfen stark. „Ich schließe nicht
aus, dass bei der Schlussbilanz
der derzeit geschätzte Schaden
von 430 Millionen Euro weiter
nach oben verändert werden
muss“, sagte Bauernpräsident
Joachim Rukwied der Nachrich-
tenagentur dpa. Bis durchnässte
Böden wieder tragfähig seien,
könne es bis in den Winter dau-
ern. „Nach der Vernichtung die-
ser Ernte wäre auch eine Herbst-
bestellungmöglicherweise nicht
machbar.“ Geschädigte Bauern
müssten in den geplanten Flut-
hilfefonds von Bund und Län-
dern aufgenommenwerden.

Finanzminister vertagen
Regeln für Krisenbanken

LUXEMBURG rtr | Die Finanzmi-
nister der Europäischen Union
können sich nicht einigen, nach
welchen Regeln zusammenge-
brochene Banken künftig abge-
wickelt werden sollen. AmSams-
tagmorgen brachen sie ihre Be-
ratungen in Luxemburg ab. Am
Mittwoch soll ein neuer Anlauf
unternommenwerden. Letztlich
scheiterte die Verhandlung Di-
plomaten zufolge an einem
StreitzwischenDeutschlandund
Frankreich darüber, wie viel Ent-
scheidungsspielraum die Mit-
gliedsländer bekommen.

ImMittelpunkt stand der Bei-
trag, den Eigner und Gläubiger
zurSanierungvonKrisenbanken
leisten sollen. Bundesfinanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU)
will, dass sie dem Steuerzahler
das Risiko für eine Pleite abneh-
men müssen. Frankreichs Fi-
nanzminister Pierre Moscovici
hat dagegen Vorbehalte gegen
die Gläubigerbelastung. Er for-
dert eine Regelung, nach der im
Extremfall doch staatliche Fi-
nanzspritzen zur Bankenrettung
möglich wären.

Konkret sah der jüngste Ent-
wurf vor, dass imKrisenfallmin-
destens 8 Prozent der Verbind-
lichkeiteneinerBankwieAktien-
kapital, Anleihen oder Kunden-
einlagen eingesetzt werden
müssten, wenn Verluste zu de-
cken sind. Frankreich, Großbri-
tannien und Schweden befürch-
ten, dass es zum Sturm auf Ban-
ken kommen könnte, wenn Kon-
toinhaber an der Rettung von In-
stituten beteiligt würden.

Die Meinungen gingen auch
darüber auseinander, inwieweit

die Mitgliedstaaten selbst festle-
gen können, ob Besitzer von
Bankanleihen oder vermögende
Sparer zurKassegebetenwerden
können. Allerdings herrschte Ei-
nigkeit über die Reihenfolge, in
der das passieren soll: Zuerst
müssen Aktionäre bluten, dann
dieBesitzer vonAnleihenundan
letzter Stelle die Einlagen über
100.000 Euro. Privatpersonen
sowie kleine undmittlere Unter-
nehmen wären so erst am
Schluss an der Reihe.

Die EU-LänderwolltendasAb-
wicklungsgesetz eigentlich bis
Ende Juni auf den Weg bringen.
Sobald sich die EU-Staaten einig
sind, stehen die Verhandlungen
mit dem Europäischen Parla-
ment bevor.

Die Vorschriften sind der
wichtigste Pfeiler der Banken-
union, mit der in Zukunft neue
Bankenkrisen verhindert wer-
den sollen. Hinzu kommt die
zentrale Bankenaufsicht für die
Eurozone unter Leitung der Eu-
ropäischenZentralbank, eineRe-
formder Einlagensicherungund
ein neues Instrument für Hilfen
des Rettungsfonds ESM an Kri-
senbanken.

Die letzten Rettungsaktionen
für Banken zwischen 2008 und
2011 hatten ein Drittel der Wirt-
schaftsleistung der EU-Staaten
gekostet. Bislang ging die Rech-
nung an den Steuerzahler. Des-
wegen wäre die Einigung auf die
neue Regeln für angeschlagene
Banken eine radikale Wende in
der Krisenpolitik. Inhaber gro-
ßer Guthaben wurden erstmals
in diesem Jahr in Zypern für eine
Bankenrettung herangezogen.

BANKENUNION Bei Pleiten von Geldinstituten sollen
derenAktionäre als Erste ran. AllesWeitere ist offen

Problem für Traktoren: Nach der Überschwemmung sind die Böden wochenlang durchgeweicht Foto: Jens Wolf/dpa

Fleißig, aber verspätet Foto: dpa

BERLIN taz | Die Ankündigung
vonEU-Binnenmarktkommissar
Michel Barnier, die Wasserver-
sorgung komplett aus der ge-
planten Konzessionsrichtlinie
herauszunehmen (taz vom
Samstag) ist in Deutschland auf
durchweg positives Echo gesto-
ßen.WennsichBarnierdurchset-
ze, „dannhatsichderWiderstand
von 1,7 Millionen Menschen, die
die Initiative Right2Water unter-
stützt haben, gelohnt“, sagte die
kommunalpolitische Sprecherin
der Grünen-Bundestagsfraktion,
Britta Haßelmann. Für die SPD
erklärte der wirtschaftspoliti-
sche Sprecher Wolfgang Tiefen-
see, die Entscheidung sei „dem
starken Druck der Zivilgesell-
schaft und der SPD zu verdan-

ken“. Auch die Linkspartei be-
grüßte das Einlenken.

Doch auch die Bundesregie-
rung äußerte sich zufrieden.
„Wasser ist keine Ware wie jede
andere“, sagte Verbrauchermi-
nisterin Ilse Aigner (CSU). „Es ist
gut, dass die Kommission einge-
lenkt hat.“ Für die FDP begrüßte
Justizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger den
„großen Erfolg“ der Kritiker.

Bisher hatte Deutschland un-
ter Federführung des FDP-Wirt-
schaftsministeriums die Brüsse-
ler Pläne unterstützt. Noch im
März erklärte das Ministerium:
„Europaweite Ausschreibungen
fördern grundsätzlich den Wett-
bewerb“; deshalb führten sie in
der Regel „zu Kostenersparnis-

Wasser bleibt öffentliches Gut
KONZESSIONSRICHTLINIE Dass die EU-Kommissiondie Trinkwasserversorgungdoch
keinem Privatisierungsdruck aussetzen will, freut Regierung wie Opposition

sen für Bürgerinnen und Bür-
ger“. Die ForderungderOppositi-
on, die Wasserversorgung aus
der Richtlinie auszunehmen,
hatten Union und FDP im Febru-
ar abgelehnt.

Die EU-Konzessionsrichtlinie
siehtvor,dassöffentlicheBauten
und Dienstleistungen künftig
europaweit ausgeschrieben wer-
denmüssen. Dies hätte nach An-
sicht des Verbands kommunaler
Unternehmen den Privatisie-
rungsdruck auf kommunale
Wasserversorger erheblich er-
höht. Die nun von Barnier ange-
kündigte Ausnahme für dieWas-
serversorgung muss noch von
Rat und Parlament gebilligt wer-
den. MALTE KREUTZFELDT
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Bienen die Blütephase von Raps
und Löwenzahnverpasst. „Als al-
les auf einen Schlag blühte, hat-
ten viele Völker noch keine Flug-
bienen und konnten nicht aus-
schwärmen“, hieß es beim Deut-
schen Imkerbund. Auch die Var-
roa-Milbe macht den Imkern
weiterhin zu schaffen. Der Ver-
band rechnet damit, dass deut-
scherHonig indiesemJahreinen
deutlich geringeren Marktanteil
als die sonst üblichen 20 Prozent
erreichen wird. Der Verbraucher
werde von der schlechten Ernte
abernichtsmitbekommen, sagte
der Bienenbeauftragte der Land-
wirtschaftskammer NRW, Wer-
ner Mühlen. (dpa)

brüche zu regionalen Hungers-
nöten geführt.

Die Deutsche Bahn rechnet
nach dem jüngsten Hochwasser
mit Schäden inHöhevonmehre-
ren hundert Millionen Euro, ist
aber womöglich nicht in allen
Fällen dagegen versichert. „Es
gibt keinen generellen, explizi-
ten Versicherungsschutz gegen
Hochwasserschäden“, sagte ein
Bahnsprecher. Der Spiegel be-
richtet, dass Ex-Bahnchef Hart-
mut Mehdorn die Versicherung
gegen Hochwasserschäden 2007
aus Kostengründen kündigte,
sein Nachfolger habe diese Poli-
tik beibehalten. Im Aufsichtsrat
des bundeseigenen Konzerns
sollUnmutherrschen. „DieBahn
weiß genau, dass amEnde eh der
Bund bezahlt. Da hat sie sich die
Ausgaben wohl einfach gespart“,
wird einMitglied zitiert.
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Ganz schön marode,
dieses Land
Nicht erst seit dem Hochwasser
muss die Infrastruktur in
Deutschland generalüberholt
werden. Seit den 1990er Jahren
ist der Sanierungsbedarf konti-
nuierlich gewachsen und hat
nun die Grenze von 1 Billion
Euro erreicht. Jährlichmüsse die
öffentliche Hand 75 Milliarden
Euro in Schienen, Straßen, Brü-
cken undKanäle investieren, um
das Defizit auszu-
gleichen, rech-
net das Deut-
sche Institut
fürWirtschafts-
forschung.
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